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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. Februar 1963 

6 — 68040 — 5172/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Statut der Beamten in den Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaften 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft vom 
27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Entwurf des Vor- 
läufigen Statutbeirats der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft (EWG), der Europäischen Atomgemeinschaft (EAG) und 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) für 

eine Verordnung über die Einzelheiten für die Feststellung 
der Ruhegehälter der in Artikel 83 Absatz 3 des Statuts 
genannten Beamten sowie für die Aufteilung der aus der 
Zahlung dieser Ruhegehälter entstehenden Lasten auf den 
Versorgungsfonds der EGKS und die Haushaltspläne der 
EWG und der EAG. 

Dieser Entwurf ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten des 
Vorläufigen Statutbeirats der EWG, EAG und der EGKS vom 
20, November 1962 dem Herrn Präsidenten des Rates der EWG 
übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Verordnungs- 
entwurf ist nicht vorgesehen. 

Die endgültige Beschlußfassung durch den Rat erfolgt voraus- 
sichtlich am 25./26. Februar 1963. 

Eine frühere Zuleitung des Verordnungsentwurfs war nicht 
möglich, da der deutsche Text erst am 31. Januar 1963 bei der 
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Bundesregierung eingegangen ist. Die Deutsche Delegation hat 
in der Sitzung der Ständigen Vertreter der EWG am 29. Januar 
1963 auf das Fehlen des deutschen Textes hingewiesen und die 
Absetzung dieses Punktes von der Tagesordnung der nächsten 
Ratstagung 1963 beantragt. Auf Antrag der übrigen fünf Dele- 
gationen wurde aber trotzdem die Behandlung des Verord- 
nungsentwurfs auf der Ratstagung am 25./26. Februar 1963 vor- 
gesehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Entwurf einer Verordnung 

über die Einzelheiten für die Feststellung der Ruhegehälter 
der in Artikel 83 Absatz 3 des Statuts genannten Beamten sowie 
für die Aufteilung der aus der Zahlung dieser Ruhegehälter 
entstehenden Lasten auf den Versorgungsfonds der EGKS und 
die Haushaltspläne der EWG und der EAG 


DER AUSSCHUSS DER PRÄSIDENTEN DER EGKS, 
DER RAT DER EWG, 

DER RAT DER EAG — 

gestützt auf das Statut der Beamten der EGKS, 
insbesondere auf Artikel 83 Absatz 3, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 31 (EWG) bzw. 
Nr. 11 (EAG) über das Statut der Beamten der EWG 
und der EAG, insbesondere auf Artikel 83 Absatz 3, 

gestützt auf die Stellungnahme des vorläufigen 
Statutsbeirats, 

in der Erwägung, daß der Ausschuß der Präsiden- 
ten der EGKS und die Räte der EWG und der EAG 
im gegenseitigen Einvernehmen nach Stellungnahme 
des Statutsbeirats die Einzelheiten für die Fest- 
stellung der Ruhegehälter der in Artikel 83 Absatz 3 
des Statuts genannten Beamten und für die Auf- 
teilung der aus der Zahlung dieser Ruhegehälter 
entstehenden Lasten auf den Versorgungsfonds der 
EGKS und die Haushaltspläne der EWG und der 
EAG festzulegen haben, 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Für die Aufteilung der aus der Zahlung ihrer 

Ruhegehälter entstehenden Lasten werden die in 

Artikel 83 Absatz 3 des Statuts genannten Beamten 

in nachstehende fünf Gruppen eingeteilt: 

a) Beamte, die unter die Übergangsbestimmungen 
des Statuts der Beamten der EGKS fallen und 
den gemeinsamen Organen oder Einrichtungen 
angehören; 

b) Beamte, die unter das Statut der EWG und der 
EAG fallen und den gemeinsamen Organen oder 
Einrichtungen angehören; 

c) Beamte, die unter das Statut der Beamten der 
EWG und der EAG fallen, zur Hohen Behörde 
versetzt werden und damit unter das Statut der 
Beamten der EGKS fallen; 

d) Beamte, die unter das Statut der Beamten der 
EGKS fallen, zur Kommission der EWG oder der 


EAG versetzt werden und somit unter das Statut 
der Beamten der EWG und der EAG fallen; 

e) Beamte, auf die das Statut der Beamten der EWG 
und der EAG gemäß Artikel 102 Absatz 5 dieses 
Statuts anwendbar ist. 

2. Die Lasten, die aus der Zahlung der Ruhe- 
gehälter für die Beamten jeder der in Absatz 1 vor- 
gesehenen Gruppen entstehen, werden wie folgt 
aufgeteilt: 

a) Die in Absatz 1 Buchstabe a) genannten Beamten 
bleiben weiterhin dem Versorgungsfonds der 
EGKS angeschlossen, der alle Lasten für die in 
der Versorgungsordnung dieser Beamten vor- 
gesehenen Leistungen übernimmt. 

b) Bei den in Absatz 1 Buchstabe b) genannten Be- 
amten übernehmen die Hohe Behörde, die EWG- 
Kommission und die EAG-Kommission je ein 
Drittel der Beträge, die aufgrund der in der Ver- 
sorgungsordnung vorgesehenen Leistungen ge- 
zahlt werden. 

c) Bei den in Absatz 1 Buchstabe c) und d) genann- 
ten Beamten fallen sämtliche Leistungen auf- 
grund der Ansprüche, die diese Beamten gemäß 
der Versorgungsordnung erworben haben, dem 
Organ zur Last, von dem die Beamten übernom- 
men werden. 

d) Bei den in Absatz 1 Buchstabe e) genannten Be- 
amten werden sämtliche bei der EGKS erworbe- 
nen Ansprüche von den Kommissionen der EWG 
und der EAG anerkannt; zum Ausgleich zahlt 
die Hohe Behörde an das Organ, dem der Beamte 
im Zeitpunkt seiner Übernahme angehört, den 
Gegenwert der von dem Beamten bei der EGKS 
erworbenen Ansprüche, und zwar unter Berück- 
sichtigung der in der Zeit vor dem Inkrafttreten 
des Statuts abgeleisteten Dienst jahre. Der Ge- 
genwert dieser Ansprüche setzt sich zusammen 
aus den Beiträgen des Beamten und des Organs 
zuzüglich der Zinsen von 3,5 % jährlich für die 
Zeit bis zum 31. Dezember 1961 sowie der Zinses- 
zinsen von 3,5 % jährlich für die Zeit nach die- 
sem Stichtag. 

Artikel 2 

Die Feststellung der in der Versorgungsordnung 
vorgesehenen Leistungen obliegt dem Organ, dem 


3 



Drucksache IV/964 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


der Beamte im Zeitpunkt seines Ausscheidens aus 
• dem Dienst angehört. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1962 in Kraft. 

Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt 
unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu 


am 


Im Namen des Ausschusses 
der Präsidenten 

Im Namen der Räte 
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